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Wie es in letzter Zeit öfter geschieht: In letzter Sekunde, bei 
Radaktionsschluß, kamt eine Meldung, die alles über den Haufen 
wirft. Die SED steht kurz vor der Auflösung. Prominente Vertreter der 
Partei erklären ihren Austritt. Der Dresdner Oberbürgermeister 
Berchofer will sich der SFD anschließen, wie er zuerst der "Bild- 
Zeitung” verriet. Ein Fähnlein von Aufrechten unter Gysi widersteht 
noch dem lcckenden Rut des Abgrunds. 
Ansonsten haben wir uns bemiht, auf dem Stand der Zeit zu bleiben und 
 @* den aktuellen Ereignissen das Interessanteste und Bezeichnendste 
zwählen. Kenches eher Langweilige haben wir uns und euch erspart. 
Nicht kommentiert wird von uns beispielsweise der Parteitag der 
SDoP/SPD. Die schönklingenden Worthilsen von solidarischer Geseli- 
schaft und menschenfreundlicher Bürokratie im Rahmen eines geeinten 
Deutschlands, ie ven sozialdenkratischen Reänerpulten strömen, mögen 
viele befriedigen, wir hätten gern etwas mehr Inhalte. Zu kofien 
bleibt, daß der sehr viel reaiere Rechtstrend in der DIR-Sozialdeno- 
kratie durch den Übertritt der aus dem Demokratischen Aufbruch 
abgespaltenen Linken (Scheriemer & Co) ein gewisses Gegengewicht 
erhält. Ähnlich sprachlos ließ uns die Gründung der marxistischen 
Splitterpartei DIE NEIKEN, die nicht einmal eine Einigung über den 
Charakter des zusammengebrochen Systems erzielen können, uns aber 
nichtsdestwenicer in die lichte sozialistische Zukunft führen 
ilen, 

Erwähnen müssen wır an dieser Stelle noch ein bemerkenswertes 
Freienis der vorletzten Woche, das auf den folgenden Seiten zu kurz 
kommt. Die aus gefalschten Wahlen hervorgegangene Volkskanmer hat der 
Versuchung richt widerstehen können, zwei Paragraphen der Verfassung, 

@®: und 14a zu ändern, wn joint ventures genehmigen zu können. Da$ 
dazu die nötige 2/3-#ehrheit da war, ist bei diesem Scheinparlament 
kein Wunder. Sache des Runden Tisches und der Bevölkerung müßte es 
jetzt sein, eine Volksabstimmung über diese Anderung zu verlangen. 
Allein durch eine Volksabstimmung, nicht durch dieses Narionetten- 
theater kann auch über das neue Wahlgesetz und das neue Vereinigungs- 
gesetz entschieden werden. 

Zım Schluß ncch eine technische Bitte an unsere Leser. leider 
haben wir keine Stelle gefunden, an der wir auch künftig das ziegel- 
rote Papier für unseren Usschlag auftreiben können. Wer eine gesigne- 
te Connection hat, möchte sich bitte an uns wenden. Die Redaktion 
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Gewalt — Maßstäbe 
Nachttopf von Mielke kaputt - Herz in der Hose 


Das friedliche Zeitalter, das uns das Sternzeichen Wassermann 
angeblich verspricht, hat jedenfalls zu diesem Jahreswechsel noch 
nicht begonnen: US-amerikanische Invasion in Panama mit tausenden 
Toten unter der Zivilbevölkerung; in Rumänien mordete die Sewuritate. 
Und im Kaukasus herrscht Bürgerkrieg, der durch den Einsatz der Roten 
Armee eher verschärft als befriedet wird. Auf kleinere Gewaltherde 
unseres Planeten wie Libanon oder Kambodsha wollen wir gar nicht 
näher eingehen. 

Was ist das aber alles gegen den Sturm der Vandalen nicht auf 
Rom, sondern das Hauptquartier der Stasi Nasi in der Normannenstraße, 
stattgefunden am 15. Januar nachmittags? Wer abends fernsah oder 
morgens die Zeitung las, konnte meinen, wir wären knapp am Welt- 
untergang vorbeigeschrammt. Von amerikanischen Politikern bekamen wir 
sogar die Forderung zu hören, die DDR bis zu den Wahlen unter eine 
Militärregierung der Vier Mächte zu stellen wie nach dem 8. Mai 1945. 

. Dabei ist doch niemandem ein Haar gekrümmt worden. Auch Feuer 
wurde an keiner Stelle dieser monströsen Zwingburg des Stalinismus 
gelegt. Ein paar Fensterscheiben gingen zu Bruch, die Tiefkühltruhen 
wurden geplündert, ein Computer zertrümmert. 

Ein junges Mädchen traf ich mit einer Flasche Body-Lotion vom 
Stasi-Friseur, einen jungen Mann mit einem Entgiftungspäckchen für 
den Fall des chemischen Krieges - Souvenier-Sammler alle beide. Von 
diesen Ausnahmen abgesehen - was wirklich stattfand, war ein schwei- 
gender Marsch einiger Tausender über die endlosen Treppen und Flure 
der Geisterburg, die schüchterne Inbesitznahme des labyrintischen 
Verstecks des ehemals allmächtigen und geheimnisvollen Feindes. 
Vorsichtig legten sich tausende Hände auf die Klinken der verschlos- 
senen Büros, und das war's dann auch. Man hätte Schlimmeres erwarten 

Der "telegraph'"' ist nicht der "amis peuple" von Marat, und unser 
Ruf heißt nicht Blut und Rache. Aber wir müssen anerkennen, daß "das 
Volk, der große Limmel” (Heine) auch dann im Recht gewesen wäre, wenn 
es mit dem großen Hammer gekommen und das Gebäude bis auf die Grund- 
mauern zerstört hätte. Was wäre aus der Bastille geworden, wenn sich 
1789 die Revolutionäre vor sie gestellt hätten mit der puritanischen 
Parole: Keine Gewalt gegen Sachen? 

Daß die SED und die von ihr kontrollierten Medien ein großes 
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Geschrei anheben würden, war zu erwarten. Ihre Politik gründet sich 
derzeit auf Angst- und Panikmache, un sich selbst als einzigen Ord- 
nungsfaktor anbieten zu können, nicht nur dem eigenen Volk, sondern 
auch den westlichen Großmächten. Warım aber fällt die Oprosition auf 
diesen "Panikfaktor” herein und im Gefolge übereinander her? Warum 
z.B. verlangen Vertreter von "Demokratie Jetzt" unbedingt die 
Ablösung von Reinhard Schult vom "Neuen Forum”, weil er und das Forum 
angeblich für die "Ausschreitungen” verantwortlich sind. Wenn jemand 
dafür verantwortlich war, dann die SED und die Regierung Modrow, die 
die Auflösung der StasiNasi immer wieder verschleppt und mit einen 
neuen Verfassungschutz versucht hatte, soviel wie möglich von den 


@:lten Strukturen zu retten. Die sind verantwortlich und nicht jene, 


die durch Warnstreiks versucht hatten, diese Pläne zu durchkreuzen. 
Die Kundgebung am 15. Januar, zu der das "Neue Forum” aufgerufen 
hatte, war notwendig, und ihre Ergebnisse rechtfertigen vollauf die 
Scherben von Mielkes Nachttopf: Der riesige Komplex Normannenstraße 
ist von der StasiNasi geräumt und wird jetzt kontrolliert ven einen 
Bürgerkemitee, das sich an Abend spontan gebildet hatte. Und noch 
viel wichtiger: Modrow verzichtete auf die sofortige Bildung eines 
Verfassungsschutzes - das ist ein Rückzug, der einer Kapitulation 
gleichkommt. Ohne die Warnstreiks und ohne die Kundgebung - ohne 
Anarobung von Gewalt also -— hätte die Regierung heute ncch nicht die 
Zahlen der Mitarbeiter der Stasi, deren Spitzel und Waffen veröffent- 
licht. Es war eine vergleichsweise sanfte Gewalt, und es wäre aut, 
wenn es dabei bleiben kann. Aber diejenigen von der Opposition, die 
meinen, daß unsere Revolution ohne Druck von unten fortschreiten 
könnte, befinden sich in einen folgenschweren Irrtum. Sie können an 
Runden Tisch die Kraft des Volkes nur vertreten, nicht ersetzen. p.h. 


@;;nere Mieten braucht das Land? 


Wie in anderen Bereichen, so ist auch in der Wohungspolitik dringend 
eine Veränderung erforderlich. Doch geht es vordringlich darım, für 
die Menschen in der DüR die Wohnverhältnisse zu verbessern, oder ist 
dies nur ein Vorwand, um westlichen Kapital neue Märkte zu eröfinen? 
2a 5.1. traien sich cie BauministerInnen aus Ost und West, 
führten ein "aufgeschlosseness und amgeregtes Gespräch” ımd luden 
anschließend zu einer Pressekonferenz ein. Die Athmosrhäre war 


berauschend: Finvernehmen noch und nöcher, beide wollen "den Menschen 
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in ihrer angestanmten Heimat bestmöglichste Lebensbedingungen 
..."(1). Doch wie? Ä 

Zunächst wird eine gemeinsame Fachkommission unter Leitung der 
MinisterInnen eingerichtet, die sich in vier Arbeitsgruppen aufteilt: 
Stadt- und Dorferneuerung, Wohnungswirtschaft, Bauwirtschaft und 
Bautechnik. Fachleute aus Ost und West sollen darin Einzelmaßnahmen 
festlegen. Außerden sind vier Pilotprojekte der Stadterneuerung 
vorgesehen. Die Kreisstädte Meißen, Brandenburg, Stralsund und Weimar 
sollen beispielhaft saniert werden und so die "partnerschaftliche 
Zusammenarbeit aller Beteiligten beispielhaft... demonstrieren." (1) 

Ministerin Hasselfelät (CSU) gibt klar vor, wnter welchen 
Bedingungen in der DDR die Zusammenarbeit nur erfolgreich sein 
nämlich durch eine "freie, soziale Wohnungsmarktwirtschaft wie be 
uns, denn dies ist mit Sicherheit fürdie Wohnungsversorgung, für die 
Lebensverhältnisse ein weiterer Schritt nach vorne." (2) 

Minister Baumgärtie (CDU, DER) protestierte nicht. Im Gegenteil: 
"Mehr Eigentum schaffen" im Sinne von "Gründung von Unternehmen mit 
ausländischer Beteiligung” wurde bei den Gesprächen als Grundlage 
vorausgesetzt. Man geht von der Grundregel 49%/51% aus und si 
wird es Ausnahmeregelungen geben. Das wird die Praxis dann zei- 
gen."!(3) 

Ja, um Mieteigentum gehe es auch. "Auch Korrekturen der Miet- 
preise müssen getroffen werden. Die Ministerien für Justiz. für 
Finanzen und unser Ministerium für Bauwesen und Wohnungswirts.haft 
werden recht bald ein solches Modell er Öffentlichkeit zur Diskussion 
übergeben." (3) Ein erklärtes Ziel sei es auch, so Baumgärtel, 
Eigentumswohnungen zu verkaufen. 

Keiner wirft die Frage auf, wieso Eigentumswohnunger und 
Mieterhöhungen bessere Wohnbedingungen schaffen - vor allem für wen?! 
Eigentumswohnungen werden nur für diejenigen eine Verbesserung ein, 
die sie sich leisten können (lediglich 25% der Bevölkerung der DU 
besitzt 80% der privaten Spareinlagen...). > 

Aber die Kernfrage ist: Wieso sind höhere Mieten die Zauberfor- 
mel für besseres Wohnen in der DDR? Keiner kommt auf die Idee zu 
behaupten, die Misere in der Volksbildung müßte dadurch behoben 
werden, daß zukünftig Schulgeld eingeführt wird. Denn wer für Bildung 
bezahle, entwickle eigene Initiative. Auf diese Idee kommt niemand, 
weil alle Menschen, unabhängig vom Einkommen, ein gleiches Recht auf 
Bildung haben. So auch beim Wohnen. Bildung und Wohnen sind Grundbe- 
dürfnisse des Menschen, deshalb müssen sie unabhängig vom Einkommen 
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befriedigt werden. So selbstverständlich es ist, daß Bildung von 
Staat subventioniert wird, so Kann dies auch weiterhin für die 
Wohnverhältnisse erfolgen. Warum denn nicht? 

Ich höre immer wieder das Argument, daß mit diesen geringen 
Mieten die Häuser nicht zu erhalten seien. Doch entgegen selbst der 
von Baumgärtle verbreiteten Meinung war es bisher nicht so, daß die 
niedrigen Mieten den Verfall der Altbausubstanz bewirkt haben. Die 
Ursachen lagen wielmehr in der verfehlten Baupolitik! Es fehlte nie 
an Geld, sondern an Kapazitäten, Bawaterial und -technik. Die 
Kapazitäten lagen bisher zu 80% beim Neubau. Wie sollte so der 


® Altbaubestand arhalten bleiben? 


Eine Privatisierung der Wohnhäuser, zwangsläufig einhergehend 
mit Mieterhöhohungen, wird bisher in der DDR unbekannte soziale 
Folgen haben: Einkommensschwache (wer auch immer in Zukunft das sein 
wird), werden aus bestimmten Wohnungen, Häusern und sogar Stadtteilen 
verdrängt. Was früher hartnäckiges Drängen bei der KWV, ein Paket 
Kaffee an der richtigen Stelle oder eine Wohnungsbesetzung bewirkt 
haben, würde zukünftig ausschließlich über das Portemonnaie geregelt. 

Steht statt einer Refom der Eigentimsverhältnisse und der 
Mietpreise nicht dringend eine Reform des Bauwesens an? D.h. Umprofi- 
Jierung der Baustoff-, Baugeräteirdustrie und der Baubetriebe zur 
Erhaltung der Altbauten; Priorisierung won Instandsetzung und 
Instandhaltung vor Neubau; Ausbiläung dazu notwendiger Kapazitäten; 
Überprüfung der Nutzungsdauer von Plattenneubauten; Förderung der 
Klein- wnd Mittelbetriebe und Stop des technologisch bedingten 
Flächenabrisses. (4) 

Doch der Trend geht in eine ganz andere Richtung. Einer jahre- 
lang verfehiten Baupolitik soll sich so bequem wie möglich (für wen?) 
entledigt werden. Minister Baungartel (CDU) macht der Bevölkerung 
vor, daß sie jetzt ihren Teil zum Erhalt der Städte zu leisten, 
besser gesagt: zu zahlen hat. Demit ist er fein raus. Ministerin 
Hassalfeldt (CSU) kann sich Gerweil in Westen von der Bauindustrie 
bejubeln lassen für die hervorragende Wegbereitung dafür, daß sich 
bundesdeutsches Kapital schnell in der TOR breit machen kann... Uni 
der kleine Mann und die kleine Frau gucken wieder in die Röhre... 


(1) Gemeinsame Erklärung des Ministers für Bauwesen und Wohnungswirt- 
schaft der DDR, Frof. Gerhard Bawmgärtle, und der Ministerin für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau der ERD, Gerda Rasselfeldt von 
5.1.19%0 


(2) Ministerin Hasselfeldt auf der Pressekonferenz am 5.1.1990 

(3) Minister Baungärtel auf der Pressekonferenz am 5.1.1990 

(4) angelehnt an "Standpunkt gesellschaftlicher Bauaktive zu einer 
Umgestaltung des Bauwesens in der DDR K.w. 


Usurpation stätt Aufarbeitung 
Zu den Demonstrationen für Rosa Iamwemburg und Karl Liebimecht 


Wer heute die vergilbten "Umweltblätter" KÜ/UB 2/88 hervorholt, oder 
andere Zeitschriften und Zeitungen über die Folgen der Liumemburg- =: 
Demonstration im Jahre 1988 liest, wird in eine scheinbar längst) 
vergangene Zeit geführt. Da hatten es wnter dem Regime Erich Ho- 
neckers eine Handvoll Idealisten gewagt, gegenüber dem offiziellen 
Heroenkult die wahre Rosa Iameemburg zu ehren, eine Frau, deren Herz 
immer für das Volk schlug, auch wenn es von einer Regierung unter- 
drückt wurde, die angeblich im Namen des Volkes handelte. Wer daran 
erinnerte, mıßte sich zwangsläufig den Haß derer zuziehen, die 1988 
in gleicher Weise die Bevölkerung schurigelten. Stephan Krawcezyk, 
Vera Wollenberger, Herbert Mißlitz, Bert Schlegel, Till Böttcher und 
Andreas Kalk wurden eingesperrt. Mit ihnen zusammen hundert Ausreise- 
willige, die die eigenständige Demonstration für Rosa Lamxemburgs 
nutzen wollten, um ihre Ausreisewünsche zu befördern. Um die wachsen- 
den Protestwelle einzudänmen, sperrte die Stasi auch Bärbel Bohley, 
Wolfgang und Lotte Templin, Ralph Hirsch und Freya Klier ein. Gegen 
Vera Wollenberger, Andreas Kalk, Till Böttcher und Bert Schlegel 
wurde mit einer wilden Konstruktion der Prozeß gemacht. Dann konnte 
die Regierung der Lage doch nur Herr werden, indem sie die meisten 
Oppositionellen in den Westen abschob, endgültig oder mit Dauervisun. 
In die DDR entlassen worden sind nur die beiden Mitglieder 
Umwrelt-Bibliothek Berlin Andreas Kalk und Till Böttcher. 
Über Versagen oder Nichtversagen derer, die sich seinerzeit in 
den Westen abdrängen ließen ist in der Folgezeit viel debattiert 
worden, z.B. in dem wastrittenen Artikel des "Friedrichsfelder 
Feuermelder" "Gewogen und für zu leicht befunden". Entscheidender ist 
heute die Frage, ob auch seitens der damals beteiligten Behörden und 
Parteien die Vergangenheit aufgearbeitet wurde. Die Antwort ist ein 
glattes "Nein". Die SED-PDS führte am Sonntag vor acht Tagen ihre 
Iamemburg-Liebknecht-Demonstration unter dem damals inkriminierten 
Motto "Freiheit der Andersdenkenden" durch, nahm aber mit keiner 
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Silhe Bezug auf das Geschehen von vor zwei Jahren. Die ehemaligen 
Bicckvartsien schwiegen weise - sie hatten damals die Hetze der SED 
gegen "Andersdenkende” in ihren Blättem nachgeäruckt. Der Richter, 
der damals die Verhandiungen führte, nannte klugerweise seinen Namen 
nicht - er wird wchl auch nach der "Wende" im Dienst geblieben sein. 
Die Namen der Verantwortlichen in Staatssicherheit und Politküro sind 
nicht bekannt und werden wchi dank eifriger Aktenverbrennung und 
erfolgreicher Verschlerpurg niemals bekannt werden. Nicht einmal die 


Rehabilitierung der damaligen Verurteilten ist auch nur in Aussicht 


Genümmen. 

Nun ließe sich vielleicht sagen, daß die Geschichte eben über 
die damaligen Vorgänge hinwesgsgangen ist. Aber es ist eine alte 
Erfahrung, daß diejerigen, die nichts aus der Geschichte lernen, dazu 
verurteilt sind, sie zu wiederholen. Die gewendeten Richter, Staats- 
antäite, Parteien, Stasi- und Regierungsbearten werden unter einen 
neuen Regime bald die gleiche Gleichültickeit gegenüber Andersden- 
kenden entwickeln und manches deutet darauf hin, daß viele der alten 
Orfer auch zur neuen Ormosition gehören werden. Schen ist ein 
zivilgienstgesetz geschmiedet wırden, das Totalverweigerer wieder für 
gefärgniswürdig erklärt, schen wird trotzdem wieder behauptst, in 
Zukunft würde es keine politischen Gefangenen mehr geben, "wenn sie 
nicht Gewalt antenden”. An Auslegern des Begriffes "Gewalt" wird es 
nach dem bewährten Vorbild der 3D (Cemaltlosigkeit ist Gewalt) nicht 
fehlen - die alten Sorhisten sitzen zuch in den neuen Sesseln. 


P5: Die Frechheit, mit der de gemaniste SED jetzt erneut Rosa 
lsmzemburg für sich in Anseruch nimnt, wird in gewisser Yeise durch 
äie Inverfrorenheit der DIR-Sorialdassckraten Leim Einspannen für ihre 
parteipolitischen Ziele übertroffen. Wie sagte es doch gleich ein 
Redner bei der SPI-Iem Tür Rosa Luxemburg und Karl Liebimecht: 
"Spätestens heute wäre Rosa Iarssnburg der SPD beigetreten”. £.J 


Erbljärung der Beauftragten der 
Bürgerkomitees der Bezirke v.9.1.90 


Die Tätigkeit des Ministeriuns für Staatssicherheit beruhte auf einen 
Gesetz vn 28.2.1950, das aus lediglich 2 Paragraphen besteht. Das 
konkrete Wirken dss Ministeriums ericlste ausschließlich auf der 
Grundlage intemmer Richtlinien und Esfehle, Die Überprüfung ergab, 
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daß fortlaufend und in großem Umfang gegen Geist und Buchstaben der 
bestehenden Verfassung verstoßen wurde. Ein Beispiel ist die ständige 
Verletzung des in Artikel 31 garantierten Post- und Fernmeldege- 
heimmisses, die flächendeckend betrieben wurde. Das Ministeium für 
Staatssicherheit stand außerhalb jeder parlamentarischen Kontrolle. 
Es hat maßgeblich dazu beigetragen, die Macht des SED-Apparates jedem 
demokratischen Einfluß zu entziehen. Somit war das Ministerium für 
Staatssicherheit das sichernde Werkzeug eines von Korruption durch- 
setzten Parteiapparates. Ermittlungen des Ministeriums gegen den 
Parteiapparat brachten in der Regel für diesen keine strafrechtlichen 
Konsequenzen. Für die verfassungswidrige Tätigkeit des Ministeriums 
für Staatssicherheit trägt die SED Verantwortung. Eine Namensänderung (@) 
kann sie hiervon nicht entbinden. Damit ergibt sich die Notwendig- 
keit, gegen die SED-PDS wegen verfassungswidrigen Aktivitäten zu 
ermitteln. Hiervon leiten wir ab, daß die immmer noch bestehenden 
Machtstrukturen der SED-PDS aufgelöst werden müssen und fordern 
folgende Sofortmaßnahmen: 

1. Schweigeverpflichtungen und andere Abhängigkeiten aufzuheben, 
damit ungehinderte Ermittlungen möglich werden sowie Rechtsfol- 
gen für Falschaussagen gegenüber an den Ermittlungen beteiligten 
Personen zu definieren und in Kraft zu setzen. 

Si@berung und Offenlegung der Archive und Akten der SED(-PDS) 
und ihrer Abteilungen Sicherheit auf allen Leitungsebenen sowie 
der Archive des Nationalen Verteidigungsrates und der Bezirks- 
einsatzleitungen. 

Alle von der SED-PDS benutzten Sonderkommunikationsmittel der 
ehemaligen SED), wie z.b. Sondertelefon-, Fernschreib- und 
Richtfunkverbindungen sofort stillzulegen und zu demontieren. 
Did. Grundorganisationen der SED-PDIS aus allen Betrieben, 
öffentlichen wund staatlichen Organisationen herauszulösen; 
jegliche politisch-ideologische Anleitung durch die SED-PDS ist@ 
zu unterlassen. 

Di8&. Weisungen der Regierung vom 14.12.89 zur Bildung eines 
Verfassungsschutzes auszusetzen bis die demokratische Kontrolle 
eines solchen Organes möglich ist, Konzepte öffentlich zu 
diskutieren, bei sich verändernder Aufgabenlage die Kriminalpo- 
lizei wenn nötig zu verstärken. Die Weiterarbeit der nach außen 
gerichteten Aufklärungsarbeit des ehemaligen Amtes für Nationale 
Sicherheit haben wir zur Kenntnis genommen. Eine demokratische 
Kontrolle hierfür ist erforderlich. 
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6. Über normale und zivile arbeitsrechtliche Regelungen hinausge- 
hende finanzielle Zuwendungen an Mitarbeiter des ehemaligen 
Ministeriums für Staatssicherheit/Amtes für Nationale Sicherheit 
halten wir für politisch nicht verantwortbar. Die laut Minister- 
ratsbeschluß weiterzuführenden materiellen Vorteile machen eine 
gleichberechtigte Eingliederung dieser Mitarbeiter in die 
Gesellschaft unmöglich. 

Wie sprechen uns eindeutig gegen Neofaschismis aus. Ihm muß vorwie- 

gend politisch begegnet werden. Dazu gehört es, Ermittlungsergebnis- 

sen der Kriminalpolizei publizistisch nicht vorzugreifen. Publizi- 
stische Bewertungen dürfen nicht die sofortige Bildung eines Verfas- 

sngsschutzes ohne demokratische Kontrolle bewirken. Die in diesem 
Zusammenhang landesweit inszenierte Pressekaupagne zu neofaschi- 
SED-PDS. Ausgehend von den vorhandenen Machtpositionen dieser Partei 
in den Massenmedien und dem Staatsapparat sehen wir Bestrebungen 
unter Benutzung dieser Position undemokratische Machtinstrumente zu 
rekonstrieren. 


Der Stasi ohne Kleider 
Berichte vom unfreiwilligen Streaptease der Stasi im Bezirk Gera 


Jena 


Der 4.12.89 war ein Tag wie jeder - die politische Großwetterlage war 
heiß, der Flächenbrand schwelte. Gerüchte gingen durch die Stadt, daß 
der Stasi seit dem 2.12.89 fleißig Akten verbrennen würde. Am 
Nachmittag erreichte das im November gegründete Bürgerkomitee die 
reldun. daß in Erfurt die Stasi-Objekte gestürmt worden seien. 
Sofort rasten Vertreter des Bürgerkomitees los und mobilisierten in 
Kneipen und auf Straßen die Bevölkerung zur Stippvisite bei der 
Stasi. Bis 18.30 Uhr waren ca. 200 Leute vor dem Hauptquartier 
versammelt und forderten Einlaß. Zwei Vertreter der Menge wurden zum 
Gespräch mit dem stellvertretenden Leiter der Kreis-Stasi eingelas- 
sen. In Gespräch gestand der Stasi-Mensch, daß die Akten vernichtet 
werden würden. Daraufhin begaben sich die Vertreter zur VP, um eine 
Anzeige gegen den Leiter wegen Vernichtung von Beweimaterial zu 
erstatten. Der Polizist wimselte sie auf den nächsten Tag ab. Aus 
eine Uni-Veranstaltung organisierten sich die Vertreter des Bürgerko- 
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_ mitees einen Volkskammerabgeoräneten der SED, um das Anliegen der 
Jenaer Bevölkerung durchzusetzen. Auf den Ausweis des Volkskammerab- 
georäneten reagierte der Polizist prompt und nach ca. 45 Minuten nahm 
ein Kripo-Offizier in Anwesenheit des herbeigeholten Kreisstaatsan- 
walts die Anzeige auf. Danach zog das Grüppchen zum Stasi, wn die 
Aktenvernichtung zu stoppen. Der stellvertretende Stasi-Leiter 
erklärte, daß er nur Anweisungen von Militärstaatsanwalt entgegennäh- 
me. Ein Telefmat mit diesem regelte die Kompetenzen: Der Kreis- 
staatsanwalt erhielt die Befugnis, Räume, Aktenschränke etc. zu 
versiegeln. | 

Die Aktion war um o.11 Uhr abgeschlossen. Danach erfolgte ein 
Unzug in selbiger Angelegenheit zur Zeiss-eigenen Stasi. Die Armen) 
fielen aus allen Wolken und beugten sich der neuen Autorität. Am 
nächsten Morgen wurde die Bevölkerung durch Flugblätter über die 
Ereignisse informiert. Der Werkfunk von Zeiss verlas das Flugblatt 
und es kursierten im Kombinat hergestellte Computerausdrucke. Die 
Ereignisse entwickelten eine für den Stasi erschröckliche Eigendyna- 
mik: die herrschende Klasse nahm sich der Enttarnung der treuesten 
ihrer Diener an. Im Büro des Neuen Forums meldeten die BürgerInnen 
stasi-verdächtige Häuser, In der Ibrahimstr.30 entpuppte sich ein 
Gästehaus der Metallaufbereitung Halle als Schulungsobjekt der 
Abteilung Wirtschaftsspionage/Abwehr. Weiter fand sich in einen 
Gästehaus des VEB Versorgung und Betreuung ein Hort der Abteilung 
Militärspionage/Abwehr. Daneben wurden noch drei Objekte entdeckt. 
Die Ereignisse in Jena bewirkten Frappierendes: der Stasi evakuierte 
(und löste damit auf) seine Kreisdiensstellen bis zum 15.12.89 
lagerte Waffen, Munition und Akten im Bezirksamt Gera ein. Allein an 
Waffen und Munition waren das 3 IXKWs: unter anderem 10 Kisten 
sowjetische MPi, 10 Kisten Handfeuerwaffen und 135.000 Schuß Munition 
(die Einwohnerzahl von Jena ist 108.000). ® 


Gera 

Die Auflösungserscheinungen der Kreisdienststellen des Stasi und 
deren Evakuierung in das Bezirksamt Gera zwang das Bürgerkomitee zum 
Handeln. Am 21.12.89 traf sich das Bürgerkomitee, bestehend aus SED, 
Blockparteien und den neuen Parteien und Organisationen zur Beratung 
über den Fall Stasi. An dieser Beratung nahmen der Regierungsbeauf- 
tragte für den Beziek Gera, der Bezirksstaatsanwalt, der Direktor des 
Bezirksgerichts, Vertreter des Rates des Bezirkes, der Chef der W 
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und der Chef der 3ezirksverwaltung des Mf£S teil. Es wurde über die 
gesellschaftliche Kontrolle der Auflösung Ger Bezirksverwaltung dss 
MfS beraten. Unstimmigkeiten gab es über den Verbleib der Akten. SD 
und Konsorten waren für die Vernichtung aller Akten, äle keine 
strafrechtliche Relevanz mehr besitzen. Sie wollten damit endlich 
einen Schlußstrich unter das Kapitel Stasi ziehen. Die Gruppierungen 
SDP, DA, NF und Kirchenvertreter setzten jedoch ein Stop der Zkten- 
vernichtung durch und den Stanäpunkt, daß nur ein demliratisch 
legitimiertes Parlament über den Verbleib der Akten entscheiden 
könne. Auf Drängen von Kirchenvertretern uni NF beschloß das Bürger- 
komitee einen ersten Iokaltermin für gen 22.12.39 im  Stasi-Bezirksant 
in der Gnait durchzuführen. 
| : Die  U-Haft machte den netten ‚Einäruck äiner: nachträglichen 
Himanisierung. Die Zeilen waren leer und frisch gestrichen, Farbeiner 
standen tallweise och in den Gängen.: ind auf den Tischen waren 
Halmaspiele Einlagen! aufgebaut. Interessanter waren die Bestanäsauf- 
nahme. des eingelagerten "Kateriais" - unkd-die Strükturaufklärung der 
Stasi. Aufgrund des verhängten Vernichtungssiops wurden. 14% laufende 
Meter an Akten in Schutzhaft genamen. Die Zahl der Waffen war zur 
Zeit unserer Recherchen noch nicht ermittelt. Aufgrind der Evakuie- 
rung der Kreisädienststelien war aber das gesamte Arsenal Iheffent- 
lich!) der Stasi-Amee im Bezirksamt versamelt. Die Waifen befanden 
sich in den versiegelten Wafienkammern. Ab dem 2.1.% übernahm die VP 
und das Bürgerrkmitese die Hoheitsgewalt und die Bewachung des 
Bezirksantes, sodaß die Stasi keinerlei Zuoriff auf "ihr" Material 
mehr hatte. Eine ständige Forderung des Bürgerkomitess war die 
Übernahme der waffen äurch die NVA. Nach deren anfänglicher Weigerung 
konnte der Regierungsbeauftragte dann diese Übernahme durchsetzen. 

Die Strukturaufklänmg ergab, daß der Geraer-Stasi über 2361 

auptantlich Beschäftigte und 10.000 inoffizielle Mitarbeiter 
verfügte nach Stasiangaben. Tas Bürgerkmitee wurde anhand eines 
internen Telefmverzeichnisses und eines im Westen erschienen Buches 
über die Struktur aufgsklärt. 

Danach besteht der Stasi einerseits aus einer Abteilungsebens, 
welche die gesamte Arbeit leistet, andererseits der Leiterebene, 
welche die beschafften Informationen verarbeitet und Amweisunsen 
erteilt. Die Anzahi der Abteilungen beläuft sich auf schätzungsweise 
20-30. Genaueres ist über folgende Abteilungen bekannt: 

Abteilung Postkontrolle: Bezirk Gera verfügte über eine Ein- 
gangskontrolle für Post aus dem NSW in Saalfeld und eine Ausgangskan- 
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trolle in Gera. Nach Aussage der Stasi sollen 10% der Briefe kontrol- 
liert worden sein. Die Kartei und der abgelichtete Briefverkehr sind 
in einem Archivraum in der Größe der Stadtkirche Jena untergebracht. 
Um die 10% zu öffnen, arbeitete der Stasi mit einem beheizten Wasser- 
bassin, auf dem eine wasserdampfdurchlässige Folie lag. Auf diese 
Folie wurden die Briefe gelegt, bis der Klebestreifen "weichgedänpft" 
war. Um die Douplettenhersatellung abzusichern, stand der Postkon- 
trolle ein Park von Fotolabors, Fotoreproduktionsgeräten und Foto- 
kopierern zur Verfügung. 

Der Raum der Abteilung Telefonkontrolle hatte ebenfalls die 
Größe der Jenaer Stadtkirche und war mit für das Bürgerkomitee 
unerklärlicher Technik vollgestopft. Nach Stasi-Aussagen konnten aber 9 
nur 60 Telefongespräche gleichzeitig mitgeschnitten werden. Bei der 
Besichtigung stellte sich heraus, daß alle sichtbaren Kabelanschlüsse 
dieser Anlage durchtrennt waren. Eine Wiederinbetriebnahme würde 
aufgrund der Komplexität Wochen dauern. 

Die Angehörigen der Abteilung Ermittlung traf mensch immer bei 
der "Klärung von Sachverhalten" oder in der U-Haft hinterm Schreib- 
tisch an. Die Abteilung Untersuchungshaft verwaltete und betrieb die 
stasi-eigenen Gefängnisse. Das Personal hatte, laut Aussage des 
Geraer Anstaltsleiters in "Kontraste", die Aufgabe, "auf Ordnung und 
Sicherheit zu achten”. Die Abteilung Operatives beschäftigte sich mit 
der umfassenden Observierung diverser Personen und Gruppen. Die 
Abteilung Bewaffnung/Chemische Dienste verwaltete und pflegte das 
(nach eigener Aussage) "Material zur Objektverteidigung”. In einen 
Waffenlager befand sich ein Arsenal von Maschinengewehren, Maschi- 
nenpistolen, Handfeuerwaffen, diverser Munition, Panzerabwehrwaffen, 
Gunmiknüppel, Handschellen und Strahlenmeßgeräte. Zu bemerken ist, 
daß es sich hierbei wm das zentrale Waffenlager handelte, jede 
Abteilung besaß daneben noch eine eigene Waffenkammer. 

Die Abteilung "Vorfeld. des politischen Untergrunds” war damit 
beschäftigt, jenes dubiose "Vorfeld" zu beobachten. Aus Akten ergab 
sich, daß Junge Gemeinde, Kirchengänger, offizielle Vereine wie der 
Kleintierzüchterverein, Basisgruppen, Blockparteien - einfach alles 
zum "Vorfeld des politischen Untergrunds" gezählt wurde. Alles außer 
der SED. SED-Mitglieder waren für die Büttel tabu, wenn nicht eine 
Anweisung zur Bespitzelung aus den oberen SED-Etagen kan. 

Im Laufe der Nachforschungen und Aufklärungen der Bürgerkomitees 
und Untersuchungskommissionen häufen sich die Indizien, daß die 
Führungsetagen der die absolute Befehlsgewalt über die Stasi hat. 
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nenn ma badenkt, daß die SED dazu noch über eine eigene Sicherheit- 
abteilung und das Kaderaktensysten verfügt, kann man guten Carissens 
behaupi.en, daß die Gesellschaft über mindestens drei Kachtinstrumente 
von der SED ausgehorcht und manipuliert wird. 
ienn stellt sich natürlich die Frage, inwieweit man den Beteu- 
erungen der SED für eine Demokratisierung und einen gleichberechtig- 
ten Wahlkampf aller politischen Kräfte Glauben schenken kann. 
b.Ss. 


Horizontaler Strukturplan der ehe-— 


maligen (7? Stasi -Nası 


Abteilung I - Militärabwehr in NVA und GT 

Abteilung II - Spionageabwehr 

Abteilung III - Funkabwehr / Funkaufklärung 
Funkelektronischer Kampf 

Abteilung VI - Sicherung des grenzüberschreitenden Verkehrs 
(Paßkontrolle, Tourismus) 

Abteilung VII - Abwehr in MdI, VP, Koordinierung der Zusammenarbeit 

Abteilung VIII - Ermittlung, Beobachtung, Festnahmen 

Abteilung X - Untersuchungsführung 

Abteilung X - Auslandsverbindungen 

Abteilung XI - Chiffrierwesen 

Abteilung XII - Archiv - Auskunftstätickeit 

Abteilung XIII - EDV 

Abteilung XIV - Haftvollzug 

Abteilung XVII - Sicherung des Besucherverkehrs aus Westberlin 

Abteilung ÄVIII - Sicherung der Volkswirtschaft 

Abteilung XIX - Sicherung des Verkehrs- Post- und Fernmeldewesens 

Abteilung X - Sicherung staatlicher Institutionen und Einrichtin- 
gen 

Abteilung XII - Terror-Abwehr 

Abteilung XIV - operativ-technische Kontrollmaßnahnen 

Abteilung M - Bearbeitung spezieller Postverbindungen 


- Zentrale AG Geheimnisschutz 

- Zentrale Koordinierungsgruppe zur Bearbeitung von Übersiedlungsan 
.rögen 

- Hauptverwaltung Aufklärung 


- Zentrale Auswertungs- und informationsgruppe 
. - Zentraler Operativstab zur BSCHUALUNG zentraler Aktionen und 
" Sicherungseinsätze 
- Hauptabteilung Rader und Schulung 
- Kochschule des MfS 
- Zentraler medizinischer Dienst 
- Abteilung Bewafinung und chemische Dienste 
- Abteilung Finanzen 
- Verwaltung Rückwärtige Dienste 
- Abteilung Nachrichten: Gewährleistung der Nachrichtenverbindungen 
— Operativ-technischer Sektor - Geräte ) 
- Hauptabteilung Personenschutz 
- Rechtsstelle 
- Arbeitsgrunpe des Ministers 
- Zmarat der SED-kKreisleitung 


Diese Aufsteliung haben wir in unserem Briefkasten gefunden. Es ist 
uns nicht möglich, sie zu bestätigen, aber sie stimt mit bisher im 
Kssten veröffentlichten Strukturplänen einigermaßen überein. Viel- 
leicht könnte sie der "AG Sicherheit" des Runden Tischs etwas nützen, 
die offenbar seit Wochen im Dunkeln tappt. Bisher kann noch nicht 
einnal das BPürgerkoxites in der Normannenstraße bestätigen, ob diese 
Aufstellung richtig ist oder nicht. 


Kommentar: 
Debatte um das neue Wahlgesetz 
Organisationen sollen von der Wahl ausgsschlossen werden 


Jetzt soll also bald qgewählt werden, und zwar nicht auf kommunaler 
Ebene, wie es nach dem Wahlbetrug vom vorigen Jahr anstehen würde, 
sondern gleich zur Volkskammer. Das bietet Alt- und Neuparteien viel 
Stoff für unüberprüfbare Wahlversprechen und wir können getrost 
annehmen, daß uns in nächster Zeit von den Litfaßsäulen her das Blaue 
von Himmel heruntergelogen wird. Wie es wn die Fairnis in diesem 
Wahlkampf beschaffen sein wird, dafür wurde schon jetzt ein häßliches 
Beispiel geliefert. Schon im vorigen Jahr wurde ja spekuliert, daß 
die Altparteien das Antreten des Neuen Forums und anderer Organisa- 

tionen verhindern wollten, indem sie im neuen Wahlrecht nur Parteien 
zur Wahl zulassen. Eine Überraschung uni ein Zeichen von besonderer 
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. Schamlosigkeit war es, daß sich jetzt am Runden Tisch sowohl die 9 
als auch die Grünen gegen das Wahlrecht von Organisationen ausspra- 
chen. Die Begründungen liefen darauf hinaus, daß Parteien im Gegen- 
satz zu Organisationen über ein fixiertes und daher wählerfreundli- 
ches Programm verfügen und außerdem Doppelmandate ausgeschlossen 
werden sollten. Frech war, daß der Vertreter der Grünen Partei 
zugleich für seinen Verein wieder einmal den Begriff "Basisdenokra- 
tie" usurpierte. Natürlich geht es aber in Wirklichkeit den beiden 
Parteien darım, den stärksten Konkurrenten, das Neue Forum von der 
Wahl auszuschließen. Die SPD handelt dabei der Weisung ihrer Bonner 
Schwesterpartei gemäß. Dort scheint man anzunehmen, daß die Ost-SPD 
ohne die Konkurrentz des Neuen Forum über 50% der Stimmen auf sich 
vereinigen kann. Dagegen waren natürlich die Argumente der Vertreter 
der Bürgerbewegungen völlig machtlos. Sie betonten, daß gerade das 
Neue Forum eine zentrale Rolle bei den gesellschaftlichen Veränderun- 
gen gespielt habe und eine Ausschließung dieser Organisation von den 
Wahlen nicht der Logik der jüngsten Entwicklung entspreche. 

Noch ist die Debatte über das neue Wahlgesetz nicht beendet, 
aber das Ergemis scheint absehbar. Der infame Schachzug der Alt- und 
Neuparteien dürfte zu einer Spaltung des Neuen Forums und damit zum 
vorläufigen Sieg der Vertreter- über die direkte Bürgerdemokratie 
führen. Bleibt zu hoffen, daß die Bürgerbewegungen wenigstens auf 
Landes- und lokaler Ebene das Heft in den Händen behalten und den 
Regierern der Zentrale starke Gegengewichte entgegensetzen können. 

DL; 


Repräsentative Mejinungsumfrage? 


Am 4.1.90 veröffentlichten einige "sozialistische Tageszeitungen” 
eine "repräsentaive Meinungsumfrage der Akademie für Gesellschafts- 
wissenschaften” (früher: ... des ZK der SED), deren Ergebnisse sich 
in wenigstens einer Position erheblich von der repräsentativen 
Umfrage unterscheiden, die das Soziologie-Institut der AdW in 
Zusammenarbeit mit Keinungsforschungs-Einrichtungen beider deutscher 
Staaten Anfang Dezember 1989 durchführte: 

(Quellen: BZ 19.12.89/4.1.90; Angaben in %) 
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* Abweichung gegenüber BZ durch Berücksichtigung der Wahlbeteiligung 
M. Bauer 


welche Gefahr ist gefährliisicher? 

Es ist schon eine komplizierte Zeit mit tausend Gefahren. Die 
Opposition weist mit spitzen Fingern auf die SED-FDS und behauptet, 
daß diese mit ihrem riesigen Besitz an Immobilien, Medien und 
Nachrichten den anderen Parteien keine Chance läßt. Es werden 
Horrorgeschichten von der immer noch allgegemwärtigen Stasi, Nasi, 
oder wie der Verein jetzt immer heißen mag, erzählt. Eine Lösung 
könne, heißt es, nur‘ in der völligen Zerstörung von SED und Stasi 
liegen. Die SED schreit über die wachsende neanazistische Gefahr und 
über beginnenden Linksextremismus. Ohne die SED-PDS werde das Land in 
den Bürgerkrieg gestürzt werden. Die Linken warnen vor dem Ausverkauf 
der DDR, vor dem Zerreißen des sozialen Netzes und der Verelendung 
breiter Schichten der Bevölkerung. Und jede Seite neigt dazu, die von 
der anderen Seite heraufbeschorenen Gefahren für unsinnig zu erklä- 
ren. 


stalinistischen Ära überkommenen Besitztümer. Die neue Parteiführung 
scheint sich zwar ehrlich um Demokratisierung und größere Chancen für 
andere Parteien und Organisationen zu bemühen - zuletzt mit Abstoßung 
großer Teile des Parteivermögens. Zugleich aber macht sie die 
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deutliche Erfahrung, daß die Opposition die SED-PDS nur noch wegen 
dieser alten Macht toleriert und darauf aus ist, die erneuarte Partei 
sobald als möglich zu zerstören. Deshalb ist die Farteiführung 
geneigt, an vielen Stellen mit dem alten stalinistischen Klientel 
nicht zu brechen, beispielsweise den Stasis neue Pfründe zu verschaf- 
fen. | Ä 
Auch die Stasi gibt es noch. Maffiaartig organisiert war sie 
seit ehe und je und jetzt bewähren sich diese Strukturen beim zähen 
Widerstand gegen die Auflösung. Während andernorts schon längst Änter 
gestürnt waren, arbeiteten sie beispielsweise in Cottbus bis vorletz- 
Woche unverdrossen weiter. Nachdem die Post das Kabel zwischen 
Stasi und SED-Bezirksleitung gekappt hatte, wurde es in einer Nacht- 
und Nebel-Aktion wieder hergestellt. Ein Putsch der verbliebenen 
Mannschaft ist immer schwerer machbar, aber immer noch nicht ganz 
unvorstellbar geworden. 
Keinen Zweifel gibt es an der Existenz der Nemazis, die schon 
vor der "Wende" mit Ergebenheitsadressen an Schönhuber von sich reden 
machten. Auf der Demonstrationsplattform der DDR, in Leipzic, sind 
sie unübersehbar, aber auch auf Demonstrationen in Berlin sind sie 
bereits zu sehen. Schönhuber erklärte in diesen Tagen, er rechne mit 
einem Wähleranteil von 20 bis 30 Prozent und hat damit ganz sicher 
Zweckoptimismus betrieben. Eine Nazipartei wird, darüber sind sich 
alle einig, in der DIR, nicht entstehen. Aber in verschiedenen der 
neuen Parteien sind sie bereits vorzufinden. Schwärmte da nicht 
neulich ein Mitglied des Vorstandes des Grünen Partei im Suff von den 
"Grünen Republikanern"? In jedem Fall aber werden wir uns schon auf 
eine rechte außerparlamentarischen Opposition einstellen müssen, die 
speziell aus den dissozialisierten Neubauvierteln kommt und die 
gapaeet auf den Straßen ständig gefährden wird. 

< Zu den Greuelmärchen gehört eher die linksextreme Gefahr. In 
Ostberlin beispielsweise gibt es nur einige wenige pupertierende 
gewaltverherrlichende Strohköpfe, die zuviel RAF-Erklärungen gelesen 
haben und sich in entsprechendem Wortgeklingel üben. Ein Brief an den 
Verlag Neuer Weg in Halle, der eine KK-Patrone und Rachedrohungen für 
den Fall der Nichtveröffentlichung eines Textes enthielt, dürfte auf 
ähnlicher Geistesebene liegen (wenn es es sich nicht um eine Provoka- 
tion handelt). Die Anarchisten, die vom ND, der Berliner Zeitung und 
anderen Organen der veröffentlichen Meinung zum Gespenst aufgeblasen 
werden, haben mit diesen Leuten natürlich nichts zu tun, sondern sie 
sind eine politische Gruppe, die die Bürokratie und den Staat für 
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gefährliche Unterdrücker hält und deren Abschaffung und die Selbstre- 
gierung des Volkes befürwortet. Das ist ein vielleicht illusionäres, 
aber kaum verfassungsfeindliches Ziel, zumal zu einem Zeitpunkt, wo 
noch gar keine neue Verfassung geschrieben wurde. Ärgerlich bleibt 
das Aufwärmen der alten bundesdeutschen Geschichtslegende, daß die 


- Weimarer Republik von den Extremen von rechts und links zerrieben 


wurde. In der Tat war es so, daß die konservativen Parteien bis hin 
zur berühmten Mitte zusammen mit mächtigen Geldgebern aus der 
Wirtschaft von Anfang an die Weimarer Republik bekämpften und 
schließlich mit Hilfe der Nazis dieses Ziel erreichten. Daß die KPD 


nicht gerade republikfreundlich war, steht auf einem anderen Blatt.. 


Die übrigen Linken aber spielten nach den ersten Jahren kaum noch 
eine Rolle und haben übrigens keinen der zahlreichen Putsche zu 
verantworten. Soviel zu Geschichtslegenden. 

Der Ausverkauf des Landes dürfte zu den realeren Gefahren zu 
zählen sein, nachdem jetzt auch offiziell von der Volkskammer und der 
Wirtschaftsministerin die joint-ventures-Geschäfte mit über 50% 
Anteil genehmigt wurde. Schlimmer noch, solange die Regierung 
offenbar über gar kein Konzept für eine für das Land günstige 
Variante des Kapitalimports verfügt, werden die kapitalistischen 
Gelder überwiegend in Bereichen wie der Atomenergie investiert 
werden, die für die internationalen Konzerne profitträchtig, für uns 
aber eher schädlich sind. Daß das soziale Netz reißt, ist jetzt schon 
an der Lage des Gesundheitswesens erkennbar. Schlimmer ist die 
Situation der im Rahmen der Amnestie aus dem Strafvollzug Entlasse- 
nen, die unter Hinweis auf die "Eigenerwirtschaftung” kaum noch 
Arbeitsstellen erhalten, was dadurch ausgeglichen wird, daß sie keine 
oder bestenfalls Löcher als Wohnungen bekommen. "Es fällt schwer", 
meinte in diesen Tagen eine mit der Wiedereingliederung beschäftigte 
Beamtin, "sich damit abzufinden, daß vielleicht Bettler, Prostituier- 
te und Obdachlose zum Erscheinungsbild unserer Gesellschaft gehören 
werden". 

All diese Risiken bestehen und darüber hinaus noch ein paar mehr 
wie z.B. der Ökologische Kollaps. Die Gefahr wird aber noch dadurch 
vermehrt, daß nur sehr wenige Leute in den streitenden Parteien 
wirklich das Wohl des Landes im Auge haben. Es geht ihnen zunächst um 
das Wohl, um den Erhalt und den Aufstieg ihrer Interessengruppe, die 
Situation des Landes ist für sie nur Anlaß und Material zu immer 
neuen Kampagnen gegen den jeweiligen Feind. Worthülsen wie "Ökolo- 
gie", "demokratischer Sozialismus”, "Deutschland", "Basisdemokratie", 
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FEDn, 


"parlamentarische Demokratie", "ökologischer imbau", "soziale 
Marktwitschaft" werden hin und her geworfen. Auf der Strecke bleibt 
das Land und seine Benschen. 

Wir haben früher oft in diesem kleinen, damals illegalen 
Blättchen die reformwilligen Mitglieder der “in letzter Stunde” 
zur Umzehr aufgerufen, - vergeblich. Es wird wohl kaum mehr Sim 
machen, wenn wir jetzt zu einer Gemeinsamkeit aller Demokraten zur 
Rettung des Landes aufrufen. Einen solchen Aufruf gab es schon uni 
auch er wurde zum Spielball des Machtkampfes. Ganz zu schweigen vom 

Vertrauen in die Bevölkerung, die kaum mehr in der Lage scheint, 

@er völlig veränderten Situation anderes zu tun, als anieie, 
forderungen zu stellen und die Schlagworte dieser oder. jener Seite zu 
wiederholen, samt der schon zur Landplage geworäsnen Formel: "Wir 
sind das Volk!”. Soilen das doch die Völker wnter sich ausmachen. 
Jetzt und hier geht es nicht um die Bestätigung von Eiteikeiten, ım 
ein Scherbengericht, um den Auf- oder Abbau von Karrieren, sondern un 
verantwortliche Gsstaltung der Zukunft unseres Landes. Und darür wird 
halt ein wenig mehr Ernst benötigt. 2. 


Betriebsräte oder neue Gewerkschaft? 
Zwei Beispiele 


Im DDR-Gesundheitswesen gärt es; das beweist nicht zuletzt die 
Berliner 
Demonstration vom vergangenen Samstag. Hier zwei Beispiele: 
Im Ambulatorium Adlershof arbeiten 33 Ärzte, Schwestern und 
MTA's. Davon waren 31 Mitglied des FDGB. Bereits im September trat 
' Kinderärztin aus. Die große Austrittswelle kam aber erst im 
war, als gleich 12 KollegInnen den FDGB verließen. Grund waren die 
Überbrükkungsgelder, die mit Billigung der FDGB-Führung an ehemalige 
Mitarbeiter der Stasiasi gezahlt werden sollten. Was aber soll nun 
werden aus der Gewerkschaft? Die Noch Mitglieder setzten sich 
zusammen und entschieden, zunächst in ihr zu verbleiben. Ohne eine 
starke gewerkschaftliche Vertretung gegenüber den staatlichen Stellen 
und den ärztlichen Leitern könne es nicht gehen. Wie, so die Kolle- 
gen, soll denn jeder einzeln seine Interessen vertreten? Außerden 
müsse man die Kontrolle behalten über die gewerkschaftlichen Einrich- 
tungen, insbesondere die Ferienheime. Ihre Schlußfolgerung: erst mal 
‚bleiben wir im FDGB, aber nicht bedingungslos. Sie beschlossen, nur 
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den Mindestbeitrag von fünfzig Pfennigen abzuführen, um Mitglied 
bleiben zu können. Außerdem wollen sie an der Treptsser VYollversam- 
lung teilnehmen, die am 31. Januar stattfinden wird. Eine Vertrauens- 
frau für die BG, wollen sie erst mal nicht wählen, scndern von Fall 
zu Fall entscheiden, wer sie gegenüber der Leitung vertritt. Wichtig 
ist für sie der FDGB-Kongreß, der am 16. Februar stattfinden soll. 
Wenn dort nicht auch durch die Personalentscheidungen und demokrati- 
sche Strukturen klargestellt wird, daß der Ficd in Zukunft eine 
freie und v.a. von Politik und Parteien unabhängige Interessensvert- 
etung sein wird, werden sie den FDGB verlassen. Ihre Forderungen 
lauten: Mehr Urlaub, denn die Schwestern bekommen bisher nur 18 Tage. 
Die Bezahlung, so die KollegInnen, müsse der in der Industr) 
angeglichen werden. Das betrift auch die Besteuerung, denn in der 
Industrie muß ein Arbeiter sieben Prozent abführen, im Gesundheitswe- 
sen zwanzig Prozent. Daß die Gehälter der Ärzte verdoppelt oder 
verdreifacht werden, wie jetzt die Regierung anbietet, befindet sich 
nicht unter den Forderungen aus dem Ambulatoriun Adlershof. 

Das zweite Beispiel stammt aus Marzahn. Dort trafen sich am 5. 
Januar die KollegInnen der bezirklichen Rehabilitationseinrichtungen 
für Behinderte auf einer Vollversammlung. Sie sprachen sich dafür 
us, ihre Interessenvertetungen nicht mehr innerhalb der BGL wahrzu- 
ehmen, sondern eine eigene Vertretung zu gründen. Besonders die aus 
dem FDGB ausgetretenen KollegInnen waren der Meinung, daß dies nur 
sin Betriebsrat sein könne, der alle vertritt, ob sie nun Gewerk- 
schaftsmitglieder sind oder nicht. Sie verfaßten einen Aufruf und 
luden zu einem vorbereitenden Treffen ein. In dem Aufruf hieß es: 
"yir müssen nicht nur eine Neuordnung in den oberen Regierungskreisen 
erreichen, sondern auch in unseren Einrichtungen." Weiter hieß es: 
"Ein Blick in die Geschichte zeigt, daß auf dem Gebiet der DDR nach 
945 auch Betriebsräte existierten, die dann vom FDGB "geschluckt". 
„rden. Jetzt zeigt sich, daß wir wieder Betriebräte brauchen." 
‘she im Augenblick nicht wm eine prinzipielle Entscheidung für BGL 
Ser Betriebsrat, sondern um die Sache: die Interessensvertretung 
„iler KollegInnen. 

Zu dem Treffen kamen über sechzig KollegInnen. Sis waren sich einig, 
so schnell wie möglich einen Betriebsrat zu wählen nach dem Prinzip, 
daß jede Einrichtung seinen eigenen Verteter wählt und in den 
Betriebsrat entsendet. Auf dem Treffen waren auch Mitglieder der 
staatlichen Leitung anwesend sole FI-Vertreter, die gegen einen 
Betriebsrat sprachen. Ihr Arguıent ws, Csß für Betriebsräte noch 
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keine gesetzlichen Regelungen bestehen. Das konnte die KollegInnen 
aber nicht irritieren. Sie werden ihren Betriebsrat auf jeden Fall 
wählen. 


Übrigens: Auch die Mitarbeiter der kirchlichen Stephanus-Stiftung 
sind dabei, einen Betriebsrat zu gründen, ebenso die KollegInnen des 
Reha-Zentrums Köpenick. p.h. 


was sollen die Betriebsräte? 
Initiative für unabhängige Gewerkschaften nimmt Stellung 


®, der DDR wird neuerdings die Frage der Schaffung von Betriebsräten 
diskutiert, sowohl seitens der SED und des wirtschaftlichen Manage- 
ments als auch von new=ı Parteien, Vereinigungen und in den Betriebs- 
belegschaften. 

Die Erfahrungen mit dem Betriebsverfassungsgesetz von 1920 und 

die wenig rühmliche Rolle der damaligen Betriebsräte sowie die 
Funktion der Betriebsräte in Westdeutschland als Faktor zur reibungs- 
armen Steigerung des Unternehmergewinns ist uns Anlaß, die Frage zu 
stellen, wem die Einrichtung von Betriebsräten heute in der DDR 
nützen wird. 
Sollen diese Betriebsräte die alten stalinistischen Betriebsleitungen 
legitimieren und so die Weiterführung der bisherigen Bankrottwirt- 
schaft garantieren, verbunden mit dem Ausverkauf der Betriebe und 
steigender Inflationsrate, oder sollen sie dazu berufen sein, 
Machtinstrument der Arbeiter, Ingenieure und Ökonomen zu werden, um 
den Anlauf unserer Betriebe zum Zwecke einer Produktion zu organisie- 
ren, die am gesamten gesellschaftlichen Gebrauchswertbedarf orien- 
tiert ist? 

Dafür, daß das letztere Wirklichkeit wird, fehlen im Moment die 
Voraussetzungen. Das ist erstens eine funktionierende unabhängige 
Gewerkschaft als Basis für das Entstehen und von unten kontrollierte 
Arbeiten solcher Räte sowie als überbetriebliche solidarische 
Organisationen der Arbeiter und Angestellten. Zweitens fehlt dafür im 
Moment der allgemeine und aktive Druck von unten, also aus den 
Belegschaften. 

Ohne diese Voraussetzungen werden die Räte zwangsläufig zu 
Organen von oben, also zum Schutz der Managerinteressen werden. 

Die Politiker der SED und weitblickende Betriebsdirektoren 


23 


wissen das. Sie wollen durch die Einrichtung von ihren Betriebsräten 
einerseits einer wirklichen Rätebewegung, welche ihre Macht infrage 
stellen würde, zuvorkoumen und andererseits das Entstehen von 
unabhängigen Gewerkschaften für nicht nötig erklären und verhindern. 

Nach ihren Vorstellungen sollen die Betriebsräte die Rechte 
haban, der Betriebsleitung leiiglich Vorschläge zu unterbreiten, sich 
über die Absichten der Betriebsleitung zu informieren und die 
Informationen an die Belegschaften weiterzugeben., Es ist absehbar, 
daß wirkliche Mitbestimmngs- uni Selbstbestimmungsrechte der 
Arbeiter und Angestellten dabei In der Prasis keine Rolle zu spielen 
haben. Die Betriebsräte sollen den innerbetrieblichen Frieden 6‘ 
gewährleisten und sie werden keine Rechte zur Durchführung von® 
Arbeitskampfmaßnahmen bekamen. Sie werden als Stimmungsbarometer der 
Betriebsleitung dienen und Camit . nicht Kontrolleinrichtung der 
Werktätigen, sondern Kontrollorgan über sie sein. Genau diese 
Funktion hatte bisher die IT9-Beiriebsgererkschaftsleitung zu 
erfüllen. | Fr | et Fer Se 

Verständiich sind die Bestrebungen von einigen Belegschaften, 
auf Grund des Versagens des FDGB und des Fehlens einer neuen Gsserk- 
schaft Betriebsräte als Interessensyertretung der Gesamtbelegschaft 
zu wählen. Diese Versuche müssen unterstützt werden, ohne zu vergss- 
sen, wo die Gefahren liegen. | 

Eine der jetzigen Rauptaufgaben für alle sich als demokratisch 
verstehende Kräfte sollte jsfoch der Kampf? für eine unabhängige 
Gewerkschaft, also Zür einen überbetrieblichen Zusammenschluß sein. 
Denn üle Demokratie in Ger Gesellschaft ist unmöglich ohne Demokratie 
im Betrieb. bastel 


Das Gespenst des "osteuropäischen 2 
Iufkreuzes’’ wieder ın Diskussion 


Über einen neuen "Großflushafen" informierten der Präsident der 
Interflug Dr. Rlaus RKenke unä dsr Vorstandsvorsitzende der Deutschen 
Iufthansa AG Heinz Ruhnau auf einer Pressekonferenz an Freitag. Bis 
1995 sollen alle Vorbereitungen abgeschlossen sein, sodaß der Bau 
beginnen kann. Über den genauen Standort des Flughafens sei man sich 
noch nicht einig, der Süden Berlins biete jedoch bessere Vorrausset- 
zungen als der Norden. Im Rahmen einer Vertragsgemeinschaft zwischen 
Lufthansa und Interflus soll der Lirien- und der Frachtverkehr 
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zwischen den beiden deutschen Staaten forciert werden. Geplant ist 
ein gemeinsames Charterunternehmen. 

Das Vorhaben, das ursprünglich für die Nähe von Oranienburg 
geplant war, dient offenbar dem erwünschten "Osteuropäischen Luft- 
kreuz", das die infrastrukturelle Erschließung Osteuropa für das 
westliche Kapital sichern soll. Für die Anwohner bedeutet es einen 
rapiden Anstieg der Schadstoff- und Lärmemission, für die auch 
fernere Umgebung Anstieg von Grundstücks, Haus- und Mietpreisen, 
Industrieansiediungen und der Einbruch des Spekulantentums. Aus 
ökonomischen wie aus Ökologischer Sicht ist der geplante Flughafen 
für die DDR eher schädlich. Statt, wie offenbar im Kalkül der 

@uuftfahrtunternehmen, den Verkehr von der Straße und der Schiene in 
die Luft zu verlegen, sollte die Eisenbahn als ökologisch und auf die 
Dauer ökonomisch günstigste Variante vor der luft und der Straße 
rangieren. Ein Ausbau der west-östlichen Fernverbindungen auf der 
Schiene, z.B. eine Schnelltrasse bietet sich als wesentlich. günstige- 
re Variante an. Die Bevölkerung sollte sich von Vertretem wirt- 
schaftlicher und politischer Partialinteressen nicht abhalten lassen, 
das langfristige Interesse der Mehrheit und des Landes durchzusetzen. 
ET, 


Alternativenergiekonzept jetzt 
endlich öffentlich im Gespräch? 


Eine erfreuliche Nachricht war, daß die CDU-DER sich herbeigelassen 
hatte, dem Ministerium für Schwerindustrie, dem Amt für Atomsicher- 
heit und Strahlenschutz und der Öffentlichkeit die innerkirchliche 
Studie "Energie und Umwelt" vorgestellt hat. Die Studie, die sich mit 
Perspektiven der Nutzung von Kohle und Energie beschäftigt, war 
bereits 1989 dem ehemaligen Ministerium für Kohle und Energie 
® übergeben worden. Leider sei, hieß es, sei erst heute ein Meinungs- 
austausch beider Seiten möglich geworden. _ 

Die Studie, an der unter anderem Sebastian Pflugbeil mitgearbei- 
tet hat, schließt eine kermenergetische Zukunft aus und orientiert 
stattdessen auf die gewaltigen Einsparmöglichkeiten in der DDR. Die 
von den daran geschäftlich interessierten östlichen und westlichen 
Energieunternehmen gepredigte ständige Zunahme des Energiebedarfs der 
technischen Zivilisation wird widerlegt und das Schwergewicht 
künftiger Entwicklungen auf alternative Energieerzeugungen auf Sonne, 
Wind, Wasser und Erdwärme gelegt. r.l. 
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Auf der Suche nach alternativen Lebensweisen 
Der Schutz der Umwelt scheitert an unserer bisherigen Unfähigkeit, 
uns tatsächlich darüber im Unklaren, was für uns mehr zählt, Bequer- 
lichkeit und fragwürdige Genüsse oder eine intakte Umwelt... Wir 
kennen unsere wahren Bedürfnisse kaum. Aus diesem Grunde müssen wir 
nach Möglichkeiten suchen, uns selbst kennenzulernen... Für uns 
stelle ich mir unter anderem folgendes vor: 
Irgendwo in der DDR wird eine neue Wohnsiedlung errichtet, insbeson- 
dere für jüngere Menschen, die sich ihrer Umwelt ernsthaft verpflich- _ 
tet fühlen. Aber auch ältere und alte Menschen sind erwünscht. ® 

Diese Siedlung wird entsprechend projektiert. In ihr ist mit 
lLuftverschmutzung und Lärm verbundener Straßenverkehr verboten, 
ausgenosmen Berufsverhr. Es wird so gelebt und gearbeitet, daß nur 
solche Abprodukte anfallen, die schadlos in den Stoffkreislauf der 
Natur zurückgeführt werden können. 

Landwirtschaft und Forstfachleute erhalten in unmittelbarer 
Umgebung Flächen zur Verfügung gestellt. Sie betreiben dort die Land- 
und Forstwirtschaft nach Ökologischen Grundsätzen. Bewohner der 
Siedlung versorgen sich so weit als möglich in allen Bereichen 
selbst. 

Es gibt dort eine eigene Schule. In einem eigenen Schul- und 
Tiergarten haben die Kinder unter Anleitung von Lehrern (auch 
Religionslehrern) und Psychologen unmittelbaren Kontakt mit Pflanzen 
und Tieren. Sie wachsen auf in Ehrfurcht vor dem Leben, im Sinne 
Albert Schweitzers. 

Bürger, die in dieser Siedlung einmal leben wollen, beeinflussen 
das Projekt im Rahmen gemeinsamer Diskussionen. Sie bauen die 
Siedlung auch möglichst mit auf.. P) 

Von der "Ökoinsel" könnten einmal wichtige wissenschaftlich 
begründete Impulse ausgehen. Bis dahin würde jedoch viel Zeit 
verstreichen. Deshalb sollten ungeachtet der beschriebenen Möglich- 
keit sofort alle nur denkbaren Wege zu Schutze der Umwelt beschritten 
werden. 

Ich bitte alle Bürger, die die Realisierbarkeit jener Ökoinsel 
ernsthaft prüfen oder mitwirken möchten, mit mit Kontakt aufnehmen 
unter folgender Adresse: MR DR. Gilberg, Dorstr. 56, Buckow, 1231 
URRETRIRTTTIHIKRIRIRKKKAR NZ DET RIRIHÄKKE RAR A KIA RAR A Ic 
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NVA möchte uns jetzt wieder schützen 


Von unfreiwilliger Komik war die Presseerklärung einer NVA-Komman- 
deurstagung am Freitag in Berlin. Verteidigungsminister Admiral 
Theodor Foffmann erklärte, die Armee stehe fest zur Erneuerung des 
Landes und sei bereit, sie gegen alle Abentheurer oder Einmischungs- 
versuche von außen und innen zu verteidigen. Leider sind die derzei- 
tigen Einmischungsversuche weit differenzierterer Art und ein bewaff- 
neter Feind ist weit und breit nicht zu sehen. Dagegen ist die Rolle 
der NVA in den verschiedenen Putschanläufen im Oktober und November 
keineswegs geklärt. Gerüchten zufolge hat uns nur das Veto der 
F jetischen Besatzungsarmee gerettet. Für den angeblich ermeuerten 
| er der Armee soll nun der Skalp von Armeegeneral Heinz Keßler 
bürgen, gegen den ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wurde und 
dessen Familie zur Strafe das Haus verlassen muß. Berechtigte Zweifel 
am demokratischen und friedlichen Charakter der NVA bleiben dennoch, 
zumal jetzt viele ehemalige Stasi-Offiziere übernommen werden. 
Wie sagt doch gleich das Sprichwort: Vor den Wölfen würden wir 
arme Schafe uns wohl verteidigen, aber wer schützt uns vor unseren 
Hirten? 2 U 


Flugblatt zur Volkskammersitzung am 11.-12. Januar 1990 
welche Kräfte 
sitzen schon wieder 
auf der Friedenstaube? 


Die Diskussion über den Entwurf für ein Zivildienstgesetz in der DDR 
ist in keiner Weise mit dem Volk geführt worden und es wird ein 
Entwurf vorgelegt, der vom Ministerium für Nationale Verteidigung 


wort hätte bekannt sein müssen, daß im ganzen Land verschiedene 
Gruppen an diesem Thema arbeiten. 

ABER KEINER WURDE GEFRAGT! 

Als Vertreter von 13 in der ganzen DDR zum Wehrdienstproblem arbei- 
tende Gruppen fordern wir eine 

ÖFFENTLICHE DISKUSSION ÜBER DEN ZIVILDIENST IN DER DDR. 

Wir wissen, daß es mehrere Entwürfe zum Zivildienst gibt, die bisher 
ohne entsprechende Reaktionen geblieben sind. Wir forden die 
VERÖFFENTLICHUNG ALLER VORHANDENEN GESETZENTWÜRFE ZUM ZIVILDIENST. 
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Wir meinen, daß die Festsetzung der Dienstzeit im Zivildienst auf 13 
Kcnate schen wieder der Beginn einer Diskriminierung Andersdenkender 
ist. 
Tas beseist, DISKUSSION IST RIESED RTIG. 
EIN SOLCHES GESETZ DARF NICHT NUR Vol GENERALEN UND BISCHÖFEN 
BEARBEITET WERDEN! 

Kontaktadresse: Arbeitskreis Wehrdienstfragen Jena 

Am Steirkorn 120, Jena 6900 


zivildjienstgyesetz unter Beschuß ® 
er 


DDR-weiter Arbeits- und Koorüinierunsskreis zum 


Wehrpflichtproblem von "Frieden konkret" 


An die Volkskammer der DIR Beriin, den 20. 1. 19% 
Marz-Frgeis-Platz 
Berlin 1020 


CiIsner Brief zum unveröffentlichten Zivildienstgeseatz 
(Drucksache 55/14, Yolkskammertagung) 


Auf dem Yeg zur Abschaffung der Wehrpflicht in der DDR und zu einen 
entmilitarisierten deutschen Territorium steht die Fordenung nach 
Arerkennung des Menschenrechts auf Wehrdienstverweigerung auch in der 
DR. Dieses solite Eingang in die Verfassung finden. Wir fordern auch 
ein Asylrscht in der DIR für verfolgte Kriessdienstverweigerer 
anderer Länder. Der vorliegende Gesetzentwurf über den Zivildienst in 
der DER ist aus mehreren Gründen nicht akzevutabel: 


1. Es erfolgte keinerlei Veröffentlichung, wodurch eine denk 


tische Diskussion {mie z.B. beim Reisegesetz) verhindert wurde. 

2. Erst eine demokratisch gewählte Volksvertretung ist berechtigt, 
neue Gesetze zu erlassen. Dies kenn mit Ausnahme des Wani- 
gesetzes erst nach dem 6. Mal erfolgen. 

3. Das Zivildienstgesstz erfüllt nicht eirma) unsere Mindestforde- 
rurgen, die wir bereits im April 1939 in For eines offenen 
Briefes an die Yolkskamer sandten: 

- Ausgliederung des Zivildienstes aus militärischen Struk- 
turen 
- Ausschließlicher Einsatz im Sozial- und Gesundheitswesen 
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[Auch ein Einsatz im Ausland zur Völkerverständigung und im 
Umseltschutzbereich, wobei Strategien zur Vermeidung der 
Umweltbelastung Vorrang haben müssen, z.B. Müllvermeidung 
statt -entsorgung. Dabei muß von den Beschäftigungsstellen 
der Nachweis erbracht werden, daß der Dienst den Charakter 
eines Friedensdienstes aufweist, bzw. die Gesundheit des 
Zivildienstleistenden geschützt und der Mißbrauch seiner 
Person ausgeschlossen bleibt. Vergleiche hingegen $ 13 (3)] 

- Keinem Wehrpflichtigen darf das Recht auf Inanspruchnahme 
eines Altermativäienstes verwehrt werden. (Gewissensent- 
scheidungen dürfen keiner Anerkennungs- bzw. Prüfungs- 
instanz unterworfen werden. Inhalte des Gewissens sind 
nicht prüfbar.) 

- Wir betonten, daß die Einrichtung eines Zivildienstes nur 
einen ersten Schritt darstellen würde auf dem Weg zur 
Abschaffung der Wehrpflicht und zur Entmilitarisierung der 
Gesellschaft. | 

4. Obwohl der vorliegende Gesetzentwurf in Gänze unakzeptabel ist, 
möchten wir dennoch wenige Punkte kritisch hervorheben: 


- Die Mitteilungspflichtt gemäß Wehrdienstgesetz bleibt 
erhalten, was militärische Erfassung und Überwachung aller 
männlichen Bürger vom achzehnten bis zum fünfzigsten 
Lebensjahr bedeutet [553 (2) und 10]. Zugleich erfolgt eine 
strikte Anbindung an den Militärapparat [S18 (1,2)]. 

- Der angestrebte Zivilidienst trüge den Charakter eines 
Zwangsdienstes, der an den Arbeitsdienst des 3. Reiches 
erinnert - ein stehendes Heer von Arbeitssoldaten entstün- 
de. Nach $ 1 (2) und besonders 5 13 (3) können Zivildienst- 
leistende als Lückenbüßer mißbraucht werden in Bereichen, 
die bisher nur durch hohe materielle Zuwendung Beschäftigte 
fanden (Stadtreinigung, Müllabfuhr, Glas- und Gebäudereini- 
gung ... Oder was ließe sich noch alles unter die Formulie- 
rung "kommmale Wirtschaft" subsummieren?). Eine Verbesse- 
rung der Arbeitsbedingungen im Gesundheitswesen erschiene 
nicht mehr nötig. Der Grundsatz "gleiches soziales Recht 
für alle" würde untergraben (Lohnpolitik, Streikrecht ...) 

- in mehreren Paragraphen wird eine Diskreminierung der 
Zivildienstleistenden gegenüber den Wehrdienstleistenden 
festgelegt [S2 (1): 6 Monate längere Dienstzeit, trotz 
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zweimal möglicuer Wiederheranziehung - 52 (2). S$1 (1) und 
4 (1) fordern eine Antrags- und Begründungspflicht, der 
Wehrdienstlceistende nicht unterliegen. 585-7 ermächtigen 
eine staatliche Komission zur Gewissensüberprüfung.] 

5. Durch S 20 würde die Kriminalisierung von Totalverweigerern 
(Ablehner sämtlicher militärischer Dienste und deren zivilen 
Ersatzdienste) erneut festgelegt und deren Strafrechtliche 
Verfolgung - seit 1986 ausgesetzt - wieder aufgenommen. 


Das vorliegende Zivildienstgesetz verfestigt die Wehrpflicht und läßt 


keinen Raum für Überlegungen zur Abschaffung des Militärs überhaup(@) 


Angesichts der Beendigung des Kalten Krieges, offener Grenzen und des 
Schwindens von Feindbildern wird der Bestand von Armeen auf deutschen 
Territorium fragwürdiger denn je. Eine gänzliche Entmilitarisierung 
und die Abschaffung jeglicher Zwangsdienste entsprächen dem Prozeß 
zunehmender Demokratisierung der Gesellschaft. 


Kontaktadressen: 

Gerold Hildebrandt, Metzer Str. 23, Berlin 1055 
Steffen Kühhirt, Kaczmierczakstr. 13 Leipzig 7022 
Stephan Schack, Am Eichborn 120, Jena 6500 

Klaus Meusel, Diesterweg 8, Plauen 9900 


wehrdjiensttotalverweigerer in Ost 
und West weiterhin verfolgt 


Bereits im letzten "telegraph”' berichteten wir, daß der Westberliner 


Senat jetzt, im Unterschied zu Verfahrensweisen selbst unter dem CDU- 
Senat, Wehrdienstverweigerer in die BRD ausliefem will. BishW ) 


konnten Wehrdiensttotalverweigerer in Westberlin unter Berufung auf 
den von den Westaliierten bestimmten entmilitarisierten Status der 
Stadt Asyl finden. Jetzt nutzte der Westberliner Senat die Freigabe 
dieser Entscheidung durch die Westaliierten, um dem Druck der BRD 
nachzugeben. Betroffen ist zunächst der Totalverweigerer Gerhard 
Scherer, der in diesen Tagen vca der Westberliner Polzei heimgesucht 
wurde und jetzt nach Ostberlin flüchtete. Mit ihm, Vertretern der 
Grünen Bundestagsfraktion, der Westberliner Al-Fraktion und west- und 
ostdeutscher Totalverweigerer fand an Mittucch in der Galerie der 
Uzwelt-Bibliothek Berlin eine Fressekonferenz statt. 
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Scherer betonte die Absurdität, daß er am Dienstag als Kamera- 
mann verkleidet mit gleichen Gefühlen am Westberliner Zoll vorbei- 
schlich wie früher DDR-Bürger an ihren "Organen". Nach der Abrüstung 
durch den Ostblock seien Armeen im Westen völlig in Frage gestellt 
worden. Selbst kalte Krieger wie der BRD-Politiker Gerhard Stolten- 
berg könnten sich jetzt nur noch auf diffuse Standpunkte zurückziehen 
wie: "Ein Staat hat eben eine Armee." 

Demgegenüber beklagten DDR-Totalverweigerer, daß die sogenannte 
"Revolution" in der DDR eben nicht zur Anerkennung des Standpunktes 
der Totalverweigerer geführt hat. Das neue Gesetz über den Zivil- 
dienst bestätige die schlimmsten Befürchtungen. Eine Prüfungskommis- 

@” beschließt die Zulassung zum Zivildienst. Totalverweigerer 
sollen nach dem Gesetzentwurf weiterhin bestraft werden. Damit sind 
wir vor die Absurdität gestellt, daß unter dem Honecker-Regime in den 
letzten drei Jahren aus außenpolitischen Gründen keine Inhaftierung 
von Wehrdienstverweigerern mehr erfolgte, während jetzt wahrschein- 
lich die ersten Inhaftierungen anstehen werden. Genannt wurde der 
Fall von Marko Stange, der während seines Armeedienstes den Wehr- 
dienst verweigert hat und jetzt bis zu seiner vermutlichen Verurtei- 
lung in Haft ist. 

Die AL hat inzwischen am Donnerstag einen Dringlichkeitsantrag 
zur Nichtüberstellung des Totalverweigerers Georg Scherer im Senat 
eingebracht. Die SPD-Fraktion war sich in der Ablehnung so einig, daß 
sie nicht einmal eine Abstimmung für nötig hielt. Die Zeichen sind 
weiterhin auf Militarismus gestellt. 

Es stünde der DDR-Regierung und dem Runden Tisch gut an, wenn 
sie als Zeichen der glaubwürdigen Abrüstungsabsichten Gerhard Scherer 
politisches Asyl gewähren. Dies wäre aber nur ein erster Schritt. 
Eine Anerkennung der Wehrdiensttotalverweigerung ist eine notwendige 
Absage an die militaristische Vergangenheit und die Ankündigung einer 

@ Sesellschaft, die den Schutz des Lebens in den Mittelpunkt gestellt 
hat. rair 


WBA-Räume zur Disposition! 


61 ehemalige WBA-Räume gibt es allein in Frierichshain. Was wird mit 
ihnen? 

Die Nationale Front ist aufgelöst, die Rechtslage unklar. In einigen 
befinden sich Volkssolidarität, Schiedskomission und ähnliches. Aber 
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eben nur in einigen. Die Mehrzahl der Räume ist ungenutzt - also nix 
wie rein. 
Den Anfang machte die Initiativgruppe für "Linke Kietzkultur" in 
Friedrichshain. Sie besetzten am 17. Januar die Räume des WBA 19 in 
der Eldenaer Str. 7. Es wurde eine Besetzungspartnerschaft zwischen 
der Initiativgruppe und den noch tagenden Komissionen eingeleitet. In 
einer Erklärung der BesetzerInnen heißt es u.a.: "Täglich verlassen 
tausende Menschen unser Land, darunter viele, denen ein niveauvolles 
Lebensgefühl in ihrem Wohn- und Einkaufsgebiet fehlt. Das tägliche 
Einkaufen in immer weniger Läden zemürbt. Kommunikation in über- 
füllten Bierkneipen ist nicht Sache aller. Die Straßen machen einen 
grauen und tristen Eindruck. Beruntergelassene Rolläden und unzure@9) 
chend genutzte Räume zeugen davon. Jugendclups und Diskotheken können 
diese Lücke nicht schließen. Es besteht also Handlungsbedarf für 
sinnvolle und unabhängige Kunst- und Kammunikationsbereiche in 
unserem Bezirk, unserer Stadt." 
Die BesetzerInnen fordern die Zuweisung zur Nutzung der Räume im 
Sinne der Initiativgruppe, die gemeinsam mit anderen Gruppen und 
Menschen neve Kulturstrukturen im Stadtbezirk planen und umsetzen 
wollen. Bezeichnend ist, daß die BesetzerInnen des WBA's von allen 
staatlicher Medien der DOR boykottiert werden. 
Unterstützt die BesetzerInnen in der Eldenaer Straße und ar 
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SizPack vom OB 


Vor Weihnachten herrschte in den Berliner Kaufhallen das erste Mal so 
richtig schöne Einkaufsathmosphäre wie im westlichen Supermarkt. 
Figentlich war alles wie immer: das Obst- und Gemüseangebot 

das Schnapsregal gefüllt, die Verkaufskultur beschissen, die Verka” 
rinnen überlastet und erschöpft. Nur eines bewirkte diesen wunderbaren 
Glückseffekt - im Angebot waren Six-Packs mit Schultheißbier aus West- 
Berlin. Die Packung kostete 15 Mark, umgerechnet also 2.50 Hark für 
0,33 Liter Bier. Wenn man so reich beschenkt wird, sollte man w1Sscn, 
wer der Weihnachtsmann war. Wir lassen die Katze aus den Sack: Es war 
Meister Krack, seines Zeichens Oberbürgermeister von Ost-Berlin. Er 
ließ sich - nein uns - das Geschenk eine ganze Menge kosten - 143 000 
Mark in West. Gezahlt wurde nach guter alter Gewohnheit aus den 
Staatssack. Frau luft wird es sicherlich nicht merken; was sind schon 
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150 000 angesichts von 20 Milliarden - Schulden natürlich. 

Eine Begründung hat OB Krack natürlich auch für dieses Präsent: 
dem Getränkekombinat fehlte es an Leergut, und deshalb war die Bierver- 
sorgung der Bevölkerung gerade zu Weihnachten nicht mehr gesichert. 
Dies wäre aber möglich gewesen, so unsere Meinung, wäre ein Bruchteil 
des Geldes etwas früher ausgegeben worden für die Herstellung von 
Flaschen, Mehrwegflaschen wie wir es gewohnt sind, versteht sich, und 
nicht Einwegflaschen, wie sie nur im Wegwerf-Westen benutzt werden. 


tıSı 
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Trotz gefälschter Kommunalwahl arbeiten die aus ihr hervorgegangenen 
Konmmunalparlamente unverdrossen, wenn auch nicht besonders effektiv. 
Ein besonders komisches Dokument erhielten wir aus der Stadtbezirks- 
verordnetenversammlung Berlin-Pankow: 


"Stadtbezirksversammlung Berlin-Pankow 
Berlin, den 09. 01. 1990 
Werte Abgeordnete! 
Werte Nachfolgekandidaten! 
Werte berufene Bürger! 
Werte Gäste! 


Auf der 4. Tagung der Stadtbezirksversammlung Berlin-Pankow wurde 
beschlossen, die 5. Tagung der Stadtbezirksversanmlung am 18. 01. 19% 
im VEB Bergmnann-Borsig / KKAB durchzuführen. 


Fe Rücksprache mit dem Leiter des Kulturhauses des VEB 
rsig / KKAB ist es nicht möglich, noch im Januar die 5. 
Tagung der Stadtbezirksversammlung Berlin-Pankow stattfinden zu lassen. 
Diesen Beschluß der 4. Tagung der Stadtbezirksversammlung Ber1lin-Pankow 


müssen wir zu Beginn unserer 5. Tagung durch die Abgeordneten aufheben 
lassen. 
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Wir bitten Sie sehr herzlich um Ihr Verständnis, daß für Donnerstag, 
den 8. Februar 19%, &Uhr die 5. Tegung der Stadtbezirksversammlung 
Berlin-Pankow einberufen wird. 


Mit sozialistischen Gruß 


Klaus Peters 
Tagungsleiter" 


Wir fragen uns nun sehr besorgt, ;was denn geschehen würden, wenn @ 
Pankower Schiläkürger-Parlamentarier an 8. Februar ihren Beschluß, 
schon am 18. Januer zu tagen, nicht aufheben, sondern auf seiner 
Erfüllung bestehen? Wenn dieser Beschluß nicht ordnungsgemäß ausgeführt 
wird - dann müßten sie doch eigentlich zurücktreten. Oder? p.h. 


Richtisgstellungen 


Zunächst ist uns bescnders peinlich, daß die letzte Nummer versehent- 
lich noch in alten Jahr angesiedelt war (8. Januar 1989). Das kann zu 
Anfang des Jahres schen nal passieren, sollte aber nicht gerade auf der 
Titelseit2 sein. 

Nicht nur unser Verschulden war die falsche Anzeige zur "Demon- 
stration für unabhängige Gewerkschaften” im letzten Text. Wir haben 
einen ADN-Text übernommen, der uns ziemlich eindeutig erschien. Leider 
zeigte sich, daß sich neuerdings der FDGB als unabhängige Gewerksch@® 
ausgibt. Bei all denen, die auf unsere Anzeige hin zu dieser Demamstra- 
tion kamen, entschuldigen wir uns hiermit. Wir werden demnächst 
offizielle Texte wieder besonders sorgfältig lesen und im Zweifelsfali 
ünerprüfen. 

Die Druckfehler, die sich trotz sorgfältigen Korrekturlesens in 
die letzte und wohl auch diese Ausgabe eingeschlichen haben, müßt Ihr 
als besonders Note des Blattes betrachten. Wir können es nicht ändern. 
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Hiermit möchte ich den telegraph abonnieren. 
Ich benötige ... Exemplare. 
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